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072 ZR II – Lösungsskizze 

Chronologie  

(dient der besseren Übersicht; ein Sachbericht ist ausweislich des Bearbeitervermerks nicht 

zu fertigen. Das Mandantenbegehren sollte keinen verkappten Sachbericht beinhalten, son-

dern knapper sein) 

15.01.2013 Bestellung der Frau Bruchmann (Mandantin; Bekl. zu 1) als Betreue-

rin für Frau Krämer (Mutter der Klägerin; Erblasserin) in finanziellen 

Angelegenheiten und in Rechts-, Antrags- und Behördenangelegen-

heiten 

November 2014  Frau Krämer zieht ins Pflegeheim 

14.11.2014  Übergabeprotokoll zu den persönlichen Sachen der Frau Krämer  

(K3, Bl. 9) 

20.03.2015 Einbruchsdiebstahl in der Geschäftsstelle des Betreuungsvereins 

(Mandant/Bekl. zu 2; Arbeitgeber der Kl. ) und Entwendung des 

Schmucks, der in einem abgeschlossenen Schrank aufbewahrt wor-

den war; Tresor wird gleichfalls aufgebrochen. 

25.03.2015  Fertigung der Aufstellung über den abhanden gekommenen Schmuck 

10.10.2015 Tod des Bruders der Klägerin 

12.12.2015 Tod der Frau Krämer 

01.12.2016 Bewertung des Schmucks durch das Juweliergeschäft Gade 

23.06.2017 Anwaltsschreiben der Klägerin mit Fristsetzung zum 30.06.2017 

14.09.2017 Klageschrift 

15.09.2017 Eingang der Klage bei Gericht 

20.09.2017 Zustellung der Klage an beide Mandanten nebst gerichtlicher Verfü-

gung, mit welcher das schriftliche Vorverfahren angeordnet worden 

ist 

04.10.2017 Brief der Mandantin Frau Bruchmann 

06.10.2017 Aktenvermerk und Bearbeitungsdatum 

Vorüberlegungen zur prozessualen Situation: 

Klausur aus Beklagtensicht (Schadensersatzprozess); Klage ist bereits rechtshängig; 

schriftliches Vorverfahren ist angeordnet; Versäumnisurteil ist noch nicht zugestellt (un-

klar, ob bereits erlassen)  

I. Mandantenbegehren: 

 Parteivorstellung; Kurzdarstellung des Streits (Schadensersatz für aus den Räumlich-

keiten des Bekl. 2 entwendeten Schmucks der Mutter der Klägerin) und der prozessu-

alen Situation. 
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 Die Beklagten wollen sich verteidigen, wenn das erfolgversprechend ist, sind aber haft-

pflichtversichert und wollen andernfalls die kostengünstigste Lösung. [Anm.: im prakti-

schen Teil ist der Bearbeitervermerk zu beachten:  Es ist ein Schriftsatz an das Gericht 

zu entwerfen, welcher der prozessualen Situation und dem im Gutachten gefundenen 

Ergebnis entspricht. Bei den rechtlichen Ausführungen sind Bezugnahmen auf kon-

krete Passagen des Gutachtens zulässig. Ein Begleitschreiben an die Mandanten oder 

Dritte ist nicht zu fertigen.] 

II. Gutachten 

„Zu prüfen ist, ob eine Verteidigung der Mandanten gegen die Klage Aussicht auf Erfolg hat. 

Das ist der Fall, wenn die Klage entweder unzulässig oder unschlüssig ist, oder aber für die 

Mandanten in erheblicher Weise vorgetragen werden kann und die Beweislage für sie günstig 

ist.“ 

A. Zulässigkeit der Klage [unproblematisch, daher: das sollte kurz gehalten werden] 

Sachliche Zuständigkeit, §§ 23 Nr. 1, 71 Abs. 1 GVG.  

Örtliche Zuständigkeit für M1 aus §§ 12, 13 ZPO und für M2 aus §§ 12, 17 ZPO. 

M2 ist gemäß §§ 50 Abs. 1 ZPO, 21 BGB parteifähig und – vertreten durch seinen Vorstand – 

prozessfähig nach § 51 Abs. 1 ZPO. 

Die Klägerin ist durch einen Rechtsanwalt vertreten, der nach § 78 Abs. 1 ZPO postulations-

fähig ist. 

B Begründetheit der Klage/Materiell-rechtliches Gutachten 

1. Ansprüche gegenüber M1 (= gesetzliche Betreuerin der Mutter) 

a) §§ 1922, 280 Abs. 1, 688 BGB (übergegangene Ansprüche aus Verwahrvertrag mit der 

Mutter der Kl.)? 

(1) Vertragsschluss zwischen der Mutter, vertreten durch die Tochter (§ 164 I), und M1 über 

Verwahrung des Schmucks?  

• Problem: Vertrag oder bloße Gefälligkeit? => Auslegung erforderlich, für (vertraglichen) 

Rechtsbindungswillen  können die rechtliche oder wirtschaftliche Bedeutung einer Angele-

genheit sprechen, insbesondere der Wert einer anvertrauten Sache, die Entgeltlichkeit ei-

ner Leistung sowie ein erkennbares Interesse des Begünstigten. Umgekehrt kann ein zu 

hohes Risiko für den Haftenden gegen einen Rechtsbindungswillen sprechen.  

Für einen Rechtsbindungswillen könnte sprechen: Übernahmeprotokoll nebst Fotos;  Ge-

genstände mit Erinnerungswert, dh. auf Seiten der Kl. (als die Willenserklärung abgeben-

der Person) bestand Interesse an Verwahrung und nicht an bloßer Gefälligkeit. Dagegen 

könnte sprechen: M1 handelte bei Annahme der Schmuckschatulle ausdrücklich in ihrer 

Eigenschaft als Betreuerin der Mutter der Klägerin; aus ihrer Sicht fehlte es an einem Re-

gelungsbedürfnis, da M1 als rechtliche Betreuerin bereits gesetzlichen Pflichten unterlag, 

selbst wenn das reine Verwahren von Schmuck nicht von ihrer Betreuungsaufgabe ge-

deckt gewesen sein sollte.  

=> Beides vertretbar; je nach Ergebnis: Hier bereits Ende der Prüfung oder weiterprüfen 

• Problem: Wirksame Stellvertretung ihrer Mutter durch Kl.?  

o Offenkundigkeit fraglich (kann konkludent aus den Umständen abgeleitet werden, 

anderes Ergebnis vertretbar) 
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o Aber: Keine Vertretungsmacht der Kl.! (Sie hat weder Vollmacht noch ist sie ge-

setzliche Betreuerin mit dem Aufgabenkreis Vermögenssorge noch gibt es eine ge-

setzliche Notvertretungsmacht naher Angehöriger.1) 

o Konkludente Genehmigung durch M1 als gesetzliche Betreuerin der Mutter der Kl. 

im Wege der Entgegennahme der Schmuckstücke würde jedenfalls an § 181 BGB 

scheitern; i.ü. zweifelhaft, ob die Aufgabenkreise der Betreuerin dies abdecken wür-

den.  

 

 iE: Vertragsschluss voraussichtlich zu verneinen (wer den Vertragsschluss doch bejaht 

oder vorsorglich hilfsgutachterlich weiterprüft, müsste Pflichtverletzung, haftungsbe-

gründe Kausalität, Schaden wie nachfolgend prüfen; beim Vertretenmüssen wäre aber 

§ 690 iVm § 277 BGB (eigenübliche Sorgfalt) zu beachten.)  

 Wer die Offenkundigkeit verneint, könnte über einen Vertragsschluss zwischen der Klä-

gerin (im eigenen Namen) und M 1 nachdenken; allerdings hätte die Kl. selbst keinen 

Schaden (da sie zum Zeitpunkt des Diebstahls nicht Eigentümerin war und die bloße 

Erbaussicht keinen Vermögenswert hat) und liegt kein Fall der Drittschadensliquidation 

vor.  

2. Schadensersatzanspruch aus Betreuungsverhältnis, §§ 1922, 1833 Abs. 1 Satz 1, 1908i 

Abs. 1 Satz 1 BGB2 

a) Vorliegen einer rechtlichen Betreuung i.S.v. § 1896 BGB3 

Sowohl nach dem Vortrag in der Klagschrift als auch nach ihren eigenen Angaben wurde M1 

als rechtliche Betreuerin der Mutter der Klägerin bestellt. 

b) Pflichtverletzung 

Die Pflichten des Betreuers ergeben sich aus dem Gesetz oder einer gerichtlichen Anordnung. 

Eine die Ersatzpflicht nach § 1833 Abs. 1 Satz 1 BGB auslösende Pflichtverletzung kann in 

jeglichem Verstoß gegen das Gebot treuer und gewissenhafter Amtsführung liegen (vgl. BGH, 

Urteil vom 03.11.2004 – Az. XII ZR 332/01, Rn. 9, juris). Die Betreuung begründet ein Haf-

tungsrisiko für den Betreuer jedoch nur insoweit, wie seine originäre Betreuungsaufgabe reicht 

oder der Betreuer einen entsprechenden Schutzauftrag angenommen hat (Palandt/Götz, Einf 

v § 1896 Rn. 16).  

Hier: Verwahrung im Tresor oder Bankschließfach?  

Grundsätzlich hat die Bekl. aus ihren Aufgabenkreisen „finanziellen Angelegenheiten“ sowie 

„Rechts-, Antrags- und Behördenangelegenheiten“ eher keine Pflichten bezüglich des 

Schmucks.  

Aber evtl: besondere Schutzaufgabe bei Verwahrung von wertvollem Schmuck übernommen? 

Das wäre naheliegend, wenn auf besonderen Wert hingewiesen wurde (Kl.-Vortrag; bestr. von 

der Bekl. => Kl. ist beweisbelastet, die Beweisprognose dürfte zu Gunsten der Bekl. ausfallen, 

denn Kl. hat ihre Tochter als Zeugin benannt, Bekl. ihren Kollegen; Schmuck ist nicht gestem-

pelt und wurde nur fotografiert, aber nicht einzeln aufgeführt.  

 
1 § 1358 BGB in der zum 1.1.2023 in Kraft tretenden Fassung regelt ein gesetzliches Notvertretungsrecht für 
Ehegatten in Angelegenheiten der Gesundheitssorge; das erfasst den vorliegenden Fall nicht.  
2 § 1833 BGB regelt (noch) die Haftung des Vormunds, die über § 1908i BGB analog für die Haftung des gesetzli-
chen Betreuers gilt. Ab 1.1.2023 findet sich die Haftung des gesetzlichen Betreuers in § 1826 BGB n.F. [im we-
sentlichen mit gleichem Inhalt wie bisher]; die Haftung des Vormunds wird in § 1794 BGB n.F. abweichend ge-
regelt.  
3 § 1814 BGB idF zum 1.1.2023. 
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 Eher keine Pflicht zur besonders gesicherten Verwahrung anzunehmen; Anspruch vo-

raussichtlich abzulehnen.  

c) Hilfsgutachten (Überleitung denkbar: „Aus anwaltlicher Vorsicht sind auch die übrigen Vo-

raussetzungen des Anspruchs hilfsgutachterlich zu prüfen (vgl. auch Bearbeitervermerk.“) 

aa) Kausalität zwischen möglicher Pflichtverletzung zur gesicherten Verwahrung und Abhan-

denkommen des Schmucks (Haftungsbegründende Kausalität): 

Wenn nur eine Pflicht zur Aufbewahrung im Tresor angenommen wird, die verletzt wurde, dann 

wäre bei pflichtgemäßem Handeln der Schaden genauso eingetreten, denn auch der Tresor 

wurde aufgebrochen 

Wenn eine Verpflichtung der Mandantin zur Verwahrung des Schmuckes in einem Bank-

schließfach oder besonders gesicherten Tresor außerhalb ihres Büros anzunehmen wäre, 

wäre die Kausalität zu bejahen [Anm.: Eine solche weitgehende Pflicht erscheint sehr zweifel-

haft] 

bb) Verschulden:  

Maßstab gem. § 1833 BGB: Vorsatz und Fahrlässigkeit; keine Haftungsmilderung  

[Anm.: Wer einen Verwahrvertrag angenommen hat, müsste sich mit der umstrittenen Über-

tragung des Haftungsmaßstabs der eigenüblichen Sorgfalt auf das gesetzliche Schuldverhält-

nis auseinandersetzen].  

Hiernach: Aufbewahrung von Goldschmuck (auch unbekannten Werts) in einem i.ü. zwar ab-

geschlossenen, aber mit etwas Aufwand zugänglichen Schrank dürfte gegen die im Verkehr 

erforderliche Sorgfalt verstoßen (aA vertretbar).  

e) Schaden: Fraglich ist, ob die Schadenshöhe hinreichend substantiiert vorgetragen wurde; 

dagegen spricht, dass die Schätzung anhand von Fotos ungeeignet ist, um den Wert zu be-

stimmen (s. als richtig zu unterstellenden Vortrag der Kl. zur sachgerechten Ermittlung des 

Wertes von Gold). Allerdings ist die Ablehnung substantiierten Vortrags sehr risikoreich, denn 

der BGH urteilt in st.Rspr.: „Ferner gebietet Art. 103 Abs. 1 GG in Verbindung mit den Grunds-

ätzen der Zivilprozessordnung die Berücksichtigung erheblicher Beweisanträge. Die Nichtbe-

rücksichtigung eines solchen erheblichen Beweisangebots verstößt gegen Art. 103 Abs. 1 GG, 

wenn sie im Prozessrecht keine Stütze mehr findet. Dies gilt auch dann, wenn die Nichtbe-

rücksichtigung des Beweisangebots darauf beruht, dass das Gericht verfahrensfehlerhaft 

überspannte Anforderungen an den Vortrag einer Partei gestellt hat. Eine solche nur scheinbar 

das Parteivorbringen würdigende Verfahrensweise stellt sich als Weigerung des Tatrichters 

dar, in der nach Art. 103 Abs. 1 GG gebotenen Weise den Parteivortrag zur Kenntnis zu neh-

men und sich mit ihm inhaltlich auseinanderzusetzen. […] Ein Sachvortrag zur Begründung 

eines Anspruchs ist bereits dann schlüssig und erheblich, wenn die Partei Tatsachen vorträgt, 

die in Verbindung mit einem Rechtssatz geeignet und erforderlich sind, das geltend gemachte 

Recht als in der Person der Partei entstanden erscheinen zu lassen. Die Angabe näherer Ein-

zelheiten ist nicht erforderlich, soweit diese für die Rechtsfolgen nicht von Bedeutung sind. (…) 

Das Gericht muss nur in die Lage versetzt werden, aufgrund des tatsächlichen Vorbringens 

der Partei zu entscheiden, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für das Bestehen des geltend 

gemachten Rechts vorliegen. Sind diese Anforderungen erfüllt, ist es Sache des Tatrichters, 

in die Beweisaufnahme einzutreten und dabei gegebenenfalls die benannten Zeugen oder die 

zu vernehmende Partei nach weiteren Einzelheiten zu befragen (vgl. zuletzt etwa BGH, Beschl. 
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v. 12.10.2021, VIII ZR 91/20, juris Rn. 16, 23).“4 Nach diesen Maßstäben reicht es, auf einer 

halbwegs plausiblen Grundlage (Privatgutachten) die anspruchsausfüllenden Tatsachen (Wert 

des Schmucks) zu behaupten; ob der Vortrag richtig ist, muss die Beweisaufnahme klären.  

Jedoch hat die beweisbelastete Klägerin zum Beweis lediglich auf das Privatgutachten Bezug 

genommen; das ist als Beweismittel für den Wert des Schmucks nicht ausreichend und dürfte 

auch für eine Schätzung gemäß § 287 ZPO nicht genügend Anhaltspunkte bieten.  

Ein gerichtliches Gutachten hat sie nicht angeboten. 

Im Falle des Bestreitens, insb. unter Vortrag der Mängel des Privatgutachtens, wäre die Be-

weisprognose für die Kl. zZt negativ (d.h. positiv für die Mandanten).  

 Insg.: Kein Anspruch der Kl. aus  §§ 1922, 1833 Abs. 1 Satz 1, 1908i Abs. 1 

Satz 1 BGB 

3. Schadensersatzansprüche aus §§ 1922, 677, 280 Abs. 1 Satz 1 BGB 

Schadensersatzansprüche aus GOA dürften nicht bestehen, weil M1 mit der Inobhutnahme 

des Schmucks eine Schutzaufgabe im Rahmen der Betreuung übernahm, insoweit also ein 

eigenes Geschäft führte [die Rechtsfigur des „Auch-fremden-Geschäfts“ kann hierzu anderem 

Ergebnis führen, ist aber str.; eine unreflektierte Heranziehung ohne Diskussion, ob die Figur 

bei dem „pflichtengebundenen Geschäftsführer“ noch sinnvoll ist, kann zu Wertungsbrüchen 

führen], aber jedenfalls nicht „ohne Auftrag oder sonstige Berechtigung“ handelte. 5  

4. Schadensersatzansprüche aus §§ 1922, 823 Abs. 1 BGB 

Eigentumsverletzung durch Diebstahl, allerdings nicht durch M1 selbst, sondern durch Dritte;  

Aber ermöglicht durch pflichtwidriges Verwahren in einem ungesicherten Schrank, dh. Unter-

lassen einer besseren Sicherung?  

Rechtspflicht zum Handeln, dh Garantenpflicht?  

In Betracht kommt hier eine Beschützergarantenstellung, die sich aus Gesetz, Vertrag oder 

der freiwilligen Übernahme einer Schutzposition ergeben könnte. Eine gesetzliche oder ver-

tragliche Übernahme scheidet aus. Damit kommt es - entsprechend den obigen Ausführungen 

- darauf an, ob eine freiwillige Übernahme einer Schutzposition vorliegt. Insofern ist maßge-

bend, dass die Garantin faktisch Schutzpflichten gegenüber der Rechtsgutsinhaberin über-

nahm. Ein wirksames Vertragsverhältnis zwischen der Beschützergarantin und der Inhaberin 

des zu beschützenden Rechtsgutes ist nicht erforderlich. 

Allerdings: Inhalt allenfalls: Verwahrung im Tresor; die Verletzung dieser Pflicht ist nicht kausal 

für das Abhandenkommen. Die Verwahrung im Bankschließfach ist von der Garantenpflicht 

eher nicht umfasst.  

i.ü.: Bzgl. Verschulden und Schaden s.o. 

 

 Insg.: Kein Anspruch ggü M1 

 

 
4 Die unterlassene Beweisaufnahme aufgrund vermeintlich mangelnder Substantiierung ist einer der häufigsten 
Erfolgsgründe bei der Nichtzulassungsbeschwerde. Merke: Besser einmal zu viel als zu wenig Beweis erheben.  
5 Lesenswert hierzu Gregor in jurisPK-BGB, 9. Aufl., § 677 (prägnante Zusammenfassung der Problemfelder).  
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II. Ansprüche gegen M2 (Betreuungsverein e.V.) 

1 Anspruch aus § 1922, § 1833 iVm §1791a Abs. 3, § 1908i BGB?6  

Im Vormundschaftsrecht (d.h. bei Minderjährigen) haftet ein zum Vormund bestellter Verein 

für das Verschulden des Mitglieds, dessen er sich bei der Vormundschaft bedient, wie für ein 

Verschulden des verfassungsmäßigen Vertreters (§ 31 BGB); eine Exkulpationsmöglichkeit 

gibt es nicht [Vorteil gegenüber einer Haftung aus § 831 BGB!].  

§ 1908i erklärt § 1791a  Abs. 3 für entsprechend anwendbar, dh ein Verein, der selbst zum 

Betreuer bestellt wurde, würde für Verletzungen der Pflichten aus § 1833 gegenüber dem Be-

treuten in gleicher Weise haften wie das tätige Mitglied.  

Problem: Vorliegend ist nicht der Verein zum Betreuer bestellt, sondern M1 als Mitarbeiterin 

persönlich.7  

Fraglich: analoge Anwendung von § 1791a Abs. 3? Str., zurzeit ist beides vertretbar, dafür: in 

wirtschaftlicher Hinsicht ist der Verein für die Betreuung verantwortlich und erhält die Vergü-

tung; dagegen: keine Haftungslücke, die geschlossen werden müsste, wenn der Betreuer 

selbst haftet, denn dieser muss über den Verein angemessen versichert sein (§ 1908f Abs. 1 

Nr. 1 BGB).  

Wer die Analogie bejaht, wird letztlich den Anspruch trotzdem ablehnen, weil § 1833 als An-

spruchsgrundlage gegenüber M1 schon nicht erfüllt ist (und auch sonst keine Ansprüche be-

stehen, die eine Haftung auch des Vereins begründen könnten).  

2. § 823 BGB, § 31 BGB  (Haftung des Vereins für eine Pflichtverletzung seiner Organe bei 

der Aufsicht der Betreuerin) 

Eigentumsverletzung w.o. 

Verletzung einer Aufsichtspflicht des Vorstands als Organ des Vereins (§ 31 BGB): eher (-), 

denn die konkrete Verwahrung von einzelnen Gegenständen der jeweiligen Betreuten durch 

die Betreuerdürfte hierunter nicht fallen  

(aA vertretbar; dann ist spätestens beim Schaden „Schluss“). 

Teil 3: Zweckmäßigkeitserwägungen 

Problem: Frist zur Verteidigungsanzeige ist zum Bearbeitungszeitpunkt am 6.10.2017 abge-

laufen (Zustellung am 20.9.2017; Beginn der zweiwöchigen Frist am 21.9.2017, Ablauf am 

4.10.2017; Fristberechnung vorliegend ganz unproblematisch). 

 Es dürfte ratsam sein, umgehend eine Verteidigungsanzeige mit dem Hinweis „Eilt sehr, 

sofort vorlegen!“ an das Landgericht Hannover zu faxen, per beA oder per Eilboten zu 

übermitteln.8 Denn nach § 331 Abs. 3 Satz 1 Hs. 2 ZPO verhindert auch ein verspäteter 

 
6 Ab 1.1.2023 gibt es in § 1826 Abs. 3 eine eigenständige Regelung für die Haftung von Betreuungsvereinen, auf 
die nunmehr das Vormundschaftsrecht verweist; damit hat sich für die Zukunft die nachfolgend dargestellte 
Streitfrage der analogen Anwendung wohl erledigt, weil der Gesetzgeber den Fall, dass ein Angestellter des 
Vereins selbst Betreuer wird, nicht gesondert geregelt hat, der Streit aber lange bekannt war.  
7 Der Betreuungsverein kann selbst zum Betreuer bestellt werden; die Bestellung natürlicher Person soll aber 
Vorrang haben (vgl. auch § 1818 id z. 1.1.2023 gültigen Fassung) 
8 Ab 1.1.2022 wird für Rechtsanwälte und andere „Profis“ die aktive Nutzungspflicht für das beA bzw andere 
elektronische Postfächer eintreten (§ 130d ZPO n.F.); damit fällt im Regelfall das Fax bzw. die Botenübermitt-
lung weg. Schriftsätze, die nicht per beA eingereicht werden, sind im Regelfall nicht wirksam eingereicht (Klage 
unzulässig; sonstige Anträge nicht formgerecht). Ausnahme: vorübergehende technische Probleme. Daher 
sollte in Zukunft iRd Zweckmäßigkeit auf die Erwähnung des Faxes verzichtet werden!  
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Eingang der Verteidigungsanzeige auf der zuständigen Geschäftsstelle den Erlass ei-

nes Versäumnisurteils im schriftlichen Vorverfahren solange, wie das von dem Richter 

unterschriebene Versäumnisurteil noch nicht der Geschäftsstelle übermittelt wurde. Ein 

Wiedereinsetzungsantrag ist jedenfalls dann nicht erforderlich und wäre auch unzuläs-

sig, wenn das Urteil noch nicht auf der Geschäftsstelle eingegangen ist.9 

Soweit bereits die Schlüssigkeit der Klage (gegen einen oder beide Mandanten) verneint wird 

(weil es nach Kl-Vortrag an einer Pflichtverletzung der Bekl. fehlt), dürfte zwar kein Versäum-

nisurteil im schriftlichen Vorverfahren ergehen. Denn die Schlüssigkeit der Klage ist eine sach-

liche Voraussetzung für den Erlass eines Versäumnisurteils, d.h. das als zugestanden anzu-

sehende tatsächliche Vorbringen des Klägers muss den gestellten Sachantrag rechtfertigen. 

Dennoch dürfte es aus anwaltlicher Vorsicht auch im Falle einer unschlüssigen Klage geboten 

sein, umgehend die Verteidigungsbereitschaft zu erklären. 

Weil eine Verteidigung beider Mandanten nach der hier vertretenen Ansicht Aussicht auf Erfolg 

hat, ist außerdem eine Klagerwiderung zu fertigen. 

Der Antrag lautet: Die Beklagten beantragen, die Klage abzuweisen.   

 

  

 

 

 
Es ist nicht unbedingt mehr zeitgemäß, die Geschäftsstelle vorher mit Anrufen über den Stand des Verfahrens 
zu behelligen; erforderlich ist es auch nicht, weil auch in Unkenntnis des Stands die „blinde“ Verteidigungsan-
zeige die sinnvollste Reaktion darstellt und im Zweifel schneller geht. Einzig der Hinweis: Ich habe eine Verteidi-
gungsanzeige geschickt, bitte sucht die doch schnell raus, mag telefonisch sinnvoll sein; die Geschäftsstelle 
wäre hierzu aber nicht verpflichtet.   
9 Musielak/Voit-Stadler, ZPO, 18. Aufl., § 331 Rn. 20 führen aus: „Auf die Kenntnis des Gerichts von der Anzeige 
kommt es an dieser Stelle nicht an. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann gewährt werden bei Eingang 
der Anzeige nach Übermittelung des Versäumnisurteils an die Geschäftsstelle, aber vor Zustellung an den Be-
klagten, da das Urteil mangels Verkündung erst mit Zustellung erlassen ist (Str.!).  
Nach Zustellung ist der Wiedereinsetzungsantrag unzulässig.“ 
[Anm: Dann ist der Einspruch vorrangiger Rechtsbehelf, weil das VU nunmal wirksam geworden ist, auch wenn 
es möglicherweise nicht hätte ergehen dürfen]. 
Ein Einspruch wäre demgegenüber grds. unzulässig, wenn das VU noch nicht zugestellt ist, weil die Zustellung 
hier die Verkündung ersetzt und es noch nicht existent geworden ist. Es reicht, wenn sofort nach evtl. Zustel-
lung eines VU Einspruch erhoben wird und die Mandantschaft hierauf hingewiesen wird.  


